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Art der baulichen Nutzung

SATZUNG der STADT GEESTHACHT über den BEBAUUNGSPLAN NR: V/16 (Finkenweg - Nord)

Planzeichnung: Teil A

Plangebiet: Flächen südlich Wilhelm-Holert-Straße, westlich Finkenweg, östlich Hohenhorner Weg und Eichweg sowie nördlich der vorhandenen Bebauung am Zöllnersweg und Sophie-Scholl-Ring

Aufgrund des §10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11. 2017 (BGBl. I S. 3634), geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08. August 2020 (BGBl. I S. 1728), sowie nach § 84 der Landesbauordnung (LBO) vom 22.01.2009

(GVOBl. Schl.-H. 2009, S. 6), letzte berücksichtigte Änderung: mehrfach geändert (Ges. v. 01.10.2019, GVOBl. S. 398), wird nach Beschlussfassung durch die Ratsversammlung vom 11.09.2020 folgende Satzung über den Bebauungsplan Nr. V/16, bestehend aus der

Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), erlassen:

Zeichenerklärung :

(Nummern entsprechend PlanzV vom 18.12.1990, BGBl. I 1991, S. 58, geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 04.05.2017, BGBl. I S 1057)

Stand: Ausfertigung Format :   1135 / 891

Darstellung ohne Normcharakter:

Wohngebäude mit Hausnummer

Flurstücksgrenzen

z.B. 10876 Flurstücksnummer

( § 5 Abs. 2 Nr. 1, § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1-11 BauNVO )

Allgemeine Wohngebiete WA

( § 4 BauNVO )

( § 5 Abs. 2 Nr.1, § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO )

Geschossflächenzahl

Grundflächenzahl

Zahl der Vollgeschosse 

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

( § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23 BauNVO )

Offene Bauweise

nur Einzelhäuser zulässig

nur Einzel- und Doppelhäuser zulässig

Baugrenze

( § 9 Abs. 1 Nr. 11 und Abs. 6 BauGB )

Straßenverkehrsflächen 

Straßenbegrenzungslinie auch gegenüber Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung

Öffentliche Parkfläche

Einfahrt  (u. a. Überfahrt Entwässerungsmulde)

( § 5 Abs. 2 Nr. 4 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 12,14 und Abs. 6 BauGB )

Elektrizität

Wasser  (Pumpstation)

Abfall  (Wertstoffsammelstelle)

( § 5 Abs. 2 Nr. 5 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 15 und Abs. 6 BauGB )

Spielanlagen

( § 5 Abs. 2 Nr. 10 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6 BauGB )

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 

Boden , Natur und Landschaft

( § 5 Abs. 2 Nr. 10 und Abs.4, § 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB )

Anpfanzungen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie Bindungen für 

Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstige Bepflanzungen 

( § 9 Abs. 1 Nr. 25 und Abs. 6 BauGB )

Laubbäume, hochstamm

Sträucher/Gehölze (1-, 2- oder 3-reihig, siehe Grünordnerischer Fachbeitrag) 

Sonstige Bepflanzungen (Knick gem. § 21 Abs. 1 Nr. 4 LNatSchG)

Umgrenzung von Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, Garagen und Gemeinschaftsanlagen

( § 9 Abs. 1 Nr. 4 und 22 BauGB )

Gemeinschaftsstellplätze

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. V/16 

( § 9 Abs. 7 BauGB )

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, z.B. von Baugebieten, oder Abgrenzung des Maßes 

der Nutzung innerhalb eines Baugebietes

( § 1 Abs. 4 und § 16 Abs. 5 BauNVO )

z.B.

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung  (hier: Quartiersplatz)

Straßenbegleitgrün  (incl. Entwässerungsmulde/Graben)

Wege (öffentlich) für Füßgänger, Radfahrer und Unterhaltungsfahrzeuge

Übersichtsplan 

Wartungsweg ausschließlich für Ver- und Entsorgungsunternehmen

(Fußgänger und Radfahrer frei)

( Hinweis: siehe Grünordnungsplan )

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen zugunsten der Anlieger

( § 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB )

Nachrichtliche Übernahmen:

Mit Gehrechten zu belastende Flächen zugunsten der Öffentlichkeit

( § 9 Abs. 1 Nr. 21 und Abs. 6 BauGB )

Mit Geh- und Leitungsrechten zu belastende Flächen zugunsten der Ver- und Entsorgungs-

Festsetzungen:

unternehmen

Datengrundlage ALKIS, Gemarkung Geesthacht, Flur 0, Herausgeber: Landesamt für Vermessung und Geoinformation Schleswig-Holstein

Verfahrensvermerke

Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses des Ausschusses für Planung und Umwelt vom 10.05.2016.

Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Abdruck in der Zeitung am 26.05.2016

erfolgt.

Geesthacht, 02.10.2020

gez. O. Schulze L. S.

(Bürgermeister)

Geesthacht, 02.10.2020

gez. O. Schulze L. S.

(Bürgermeister)

Die von der Planung berührten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind mit Schreiben vom

21.09.2016 (Frist 25.10.2016)  zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert worden.

Geesthacht, 02.10.2020

gez. O. Schulze L. S.

(Bürgermeister)

Der Ausschuss für Stadt- und Verkehrsplanung hat am 28.10.2019 den Entwurf des Bebauungsplanes mit

Begründung beschlossen und zur Auslegung bestimmt.

Geesthacht, 02.10.2020

gez. O. Schulze L. S.

(Bürgermeister)

Der Entwurf des Bebauungsplanes, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), sowie die

Begründung haben in der Zeit vom 13.01.2020 bis zum 14.02.2020 während der Dienststunden nach § 3 Abs. 2

BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass die Möglichkeit zur

Äußerung und Erörterung besteht und dass Bedenken und Anregungen während der Auslegungsfrist von

jedermann schriftlich oder zu Protokoll geltend gemacht werden können, am 18.12.2019 in der Zeitung

ortsüblich bekanntgemacht worden.

Geesthacht, 02.10.2020

gez. O. Schulze L. S.

(Bürgermeister)

Die Ratsversammlung hat die vorgebrachten Anregungen, sowie die Stellungnahmen der Träger öffentlicher

Belange am 11.09.2020 geprüft. Das Ergebnis wurde mitgeteilt.

Geesthacht, 02.10.2020

gez. O. Schulze L. S.

(Bürgermeister)

Es wird bescheinigt, dass alle im Liegenschaftskataster nachgewiesenen Flurstücksgrenzen und

-bezeichnungen sowie bauliche Anlagen, mit Stand vom 29.05.2020, in den Planunterlagen enthalten und

maßstabsgerecht dargestellt sind.

Schwarzenbek, 23.10.2020

gez. Wachsmuth L. S.

(Öffentlich bestellte/r Vermessungsingenieur/in) Siegel

Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wurde am 11.09.2020

von der Ratsversammlung als Satzung beschlossen. Die Begründung wurde mit Beschluss der

Ratsversammlung vom 11.09.2020 gebilligt.

Geesthacht, 02.10.2020

gez. O. Schulze L. S.

(Bürgermeister)

Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), wird hiermit

ausgefertigt.

Geesthacht, 02.10.2020

gez. O. Schulze L. S.

(Bürgermeister)

Die Stelle, bei der der Plan auf Dauer während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und

über den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, ist am 08.10.2020 ortsüblich bekannt gemacht worden. In der

Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von

Mängeln der Abwägung, einschließlich sich ergebenen Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) sowie auf die

Möglichkeit, Entschädigungsansprüche geltend zu machen und das Erlöschen dieser Ansprüche (§ 44 BauGB)

hingewiesen worden. Auf die Rechtswirkung des § 4 Abs. 3 GO wurde ebenfalls hingewiesen. Die Satzung ist

mithin am 09.10.2020 in Kraft getreten.

Geesthacht, 12.10.2020

gez. O. Schulze L. S.

(Bürgermeister)

M 1:1000

Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom

21. November 2017 (BGBl. I S. 3786).

STADT GEESTHACHT

Geesthacht, 09.10.2020

Fachdienst Stadtplanung

BEBAUUNGSPLAN NR. V/16

"Finkenweg Nord"
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Maß der baulichen Nutzung

Einrichtungen und Anlagen zur Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen

des öffentlichen und privaten Bereichs, Flächen für den Gemeinbedarf,

Flächen für Sport- und Spielanlagen

(§ 5 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 5 und Abs. 6 BauGB)

Flächen für den Gemeinbedarf (hier: KITA)

Verkehrsflächen

Bereich ohne Ein- und Ausfahrt

Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und

Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen

Grünflächen, öffentlich 

Grünflächen, privat 

Grünflächen

( § 5 Abs. 2 Nr. 9 und Abs. 4, § 9 Abs. 1 Nr. 18 und Abs. 6 BauGB )

Flächen für die Landwirtschaft und Wald

Flächen für Wald 

Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum

Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

Sonstige Planzeichen
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Umgrenzung der Flächen, die von der Bebauung freizuhalten sind  (Waldschutzstreifen)

( § 9 Abs. 1 Nr. 10 und Abs. 6 BauGB )
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Text: Teil B

1. Allgemeines Wohngebiet (§ 4 BauNVO)

Im allgemeinen Wohngebiet (WA) sind gemäß § 1 (5) BauNVO) ausnahmsweise zulässige Gartenbaubetriebe und

Tankstellen (§ 4 (3) Nr. 4. und 5. unzulässig. Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe (z.B. freiberufliche

Tätigkeiten) können ausnahmsweise zugelassen werden.

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) BauGB) sowie Festsetzungen über die äußere Gestaltung baulicher

Anlagen (§ 9 (4)  BauGB i.V.m. § 84 LBO)

2.1 Höhenlage baulicher Anlagen (§ 9 (3) BauGB; § 18 BauNVO)

Im gesamten Gebiet darf die OKFF EG (Sockelhöhe) maximal 50 cm über den festzulegenden Bezugspunkt

(orientiert sich an der Fahrbahnoberkante) liegen. Ausnahmsweise darf die OKFF EG (Sockelhöhe) bei

Mehrfamilienhäusern mit Tiefgaragen bis maximal 1,40 m über dem o.g. Bezugspunkt liegen.

2.2 First-/Gebäudehöhen

Es sind folgende maximale Firsthöhen festgesetzt:

I-geschossiger  Bereich: max. Firsthöhe 9,50 m, jeweils oberhalb OKFF EG (Sockelhöhe).

II-geschossiger Bereich: max. Firsthöhe 11,00 m, jeweils oberhalb OKFF EG (Sockelhöhe).

III-geschossiger Bereich: max. Gebäudehöhe 14,50 m, jeweils oberhalb OKFF EG (Sockelhöhe).

2.3 Dächer und Dacheindeckungen

Es werden für alle Flächen geneigte Dächer mit einer Dachneigung von 10° bis 52° festgesetzt, lediglich bei einem

„Staffelgeschoss“ sind Flachdächer zulässig. Ausnahmsweise sind für deutlich untergeordnete Bauteile auch

andere Dachneigungen und -formen zulässig.

Als Farbtöne für Dacheindeckungen sind rot, rotbraun, braun, grau und anthrazit zulässig.

Flache und leicht geneigte Dächer können mit einer Dachbegrünung versehen werden.

Im gesamten Gebiet sind Dacheindeckungen nur mit matter, nicht glänzender, nicht lichtreflektierender Oberfläche

zulässig (Ausnahme s.u. Photovoltaik).

Auf die Zulässigkeit von Photovoltaikanlagen auf Dachflächen und/oder Außenwänden wird ausdrücklich

hingewiesen. Die Stadt Geesthacht empfiehlt zur Förderung regenerativer Energien die Nutzung von

Photovoltaikanlagen, die beispielsweise auf den Dachflächen installiert werden können. Ausgenommen von

Baustoff und Farbe sind Teile der Dacheindeckung die der Energiegewinnung dienen (z.B. Photovoltaik).

Dacheindeckungen und Gauben aus unbeschichteten kupfer-, zink- oder bleihaltigen Metallblechen sowie

glasierten Ziegeln sind nicht zulässig.

Gründächer sind zulässig.

2.4 Fassaden

Als Material und Farben für die Fassaden von Gebäuden und Nebenanlagen sind nur zulässig:

- Unglasierte Ziegel/Klinker in roten bis rotbraunen, gelben und weißen Farbtönen

- Sichtmauerwerk weiß gestrichen

- Holz in naturbelassenen, roten bis rotbraunen, gelben und weißen Farbtönen

- Putzfassaden (siehe Finkenweg Ost)

Grelle Farben sowie glänzende, lichtreflektierende Materialien sind unzulässig.

2.5 Garagen

Die Außenwände der Garagen sind im gleichen Material und Farbton wie die Außenwände des Hauptgebäudes zu

erstellen.

2.6 Tiefgaragen

Gemäß § 9 (3) BauGB i.V.m. § 21a (1) BauNVO sind Tiefgaragengeschosse nicht auf die Zahl der zulässigen

Vollgeschosse und auf die zulässige Baumasse/Geschossfläche anzurechnen.

2.7 Gemeinschafts-/ Stellplätze

Für die Bereiche, in denen Einzel- (E) und Doppelhäuser (D) festgesetzt sind, sind pro Wohneinheit zwei Stellplätze

auf dem Grundstück nachzuweisen.

In den übrigen Bereichen ist pro Wohneinheit ein Stellplatz nachzuweisen. Es ist pro 10 Wohneinheiten ein

Besucher-/ Gästeparkplatz auf den eigenen Flächen herzustellen.

2.8 Müllstandorte

Die privaten Müllbehälter sind auf den privaten Flächen so anzuordnen, dass sie das Ortsbild nicht beeinträchtigen.

Am Leerungstag sind die Müllbehälter an einen geeigneten Standort (hinreichende, zufriedenstellende Anfahr- und

Zugriffsmöglichkeit für den Entsorger) vorübergehend aufzustellen.

Die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse müssen gewahrt bleiben.

Für den im nordöstlichen Bereich des Plangebietes vorgesehenen Wertstoffsammelplatz sind sogenannte

Unterflursysteme einzurichten.

2.9 Einfriedungen

An Grenzen gegenüber öffentlichen Flächen (z.B. Verkehrs- und Grünflächen) sind an den privaten

Grundstücksgrenzen blickundurchlässige Sichtschutzzäune oder sonstige blickundurchlässige Elemente in einer

Höhe von über 1,20 m unzulässig.

WA

Wenn während der Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist die Denkmal-

schutzbehörde unverzüglich zu benachrichtigen und die Fundstelle bis zum Eintreffen der Fachbehörde zu sichern.

Verantwortlich ist gemäß § 15 DSchG vom 30.12.2014 der Grundstückseigentümer oder der Leiter der Arbeiten.

Altablagerungen

Hinweise auf Altablagerungen liegen zurzeit nicht vor. Sollten bei den geplanten Erd- und Bauarbeiten Hinweise auf

Altablagerungen bzw. Altstandorte zutage treten, so ist unverzüglich der Kreis Herzogtum Lauenburg (Fachdienst

Abfall und Bodenschutz) zu benachrichtigen.

Kampfmittel

Im Rahmen der tiefbaulichen Überprüfung im Zusammenhang mit der Aufstellung des B-Plans wurde nach visueller

Auswertung von Kriegsluftbildern festgestellt, dass Munitionsfunde in diesem Bereich dem Kampfmittelräumdienst

nicht bekannt sind, folglich handelt es sich laut SH, Ministerium für Inneres und Bundesangelegenheiten, LKA,

Kampfmittelräumdienst, um keine Verdachtsflächen (Schreiben vom 20.10.2016).

Im Schreiben wird aber darauf hingewiesen, dass Zufallsfunde von Munition nie gänzlich auszuschließen sind. Der

Hinweis steht nicht im Widerspruch zur grundsätzlichen Freigabe beabsichtigter Bauarbeiten.

Fortschritte in Auswerttechnik usw. können ggf. zusätzliche Erkenntnisse bringen, daher ist die Gültigkeit der

vorliegenden Auskunft auf einen Zeitraum von fünf Jahren befristet. Nach Fristablauf (Fristablauf 19.10.2021) ist eine

erneute Auskunftseinholung zur Kampfmittelbelastung bei der Dienststelle: Landeskriminalamt, Sachgebiet 323,

Mühlenweg 166, 24116 Kiel, für Bauwillige, Eigentümer, Investoren, Bauträger usw. erforderlich. Sie sollten sich dann

rechtzeitig vor Baubeginn mit dem Kampfmittelräumdienst in Verbindung setzen.

Grundwasserschutz, Grundwassereinzugsgebiet

Bei Eingriffen von (Bau-) Maßnahmen ins Grundwasser ist bei der zuständigen Wasserbehörde (Kreis) eine

wasserrechtliche Erlaubnis zu beantragen.

Verlegung von Versorgungsleitungen

Sämtliche Leitungstrassen sind von jeglicher Bebauung und Bepflanzung freizuhalten.

Löschwassermenge

Es wir eine Löschwassermenge von mindestens 96 cbm/h für eine Löschdauer von 2 Stunden vorgesehen.

(weiterer Ausgleich s. GOF: Neuanlage externer Knick, Flurstück 37, Flur 0, Gemarkung Geesthacht)

2.10 Grundwasserschutz

Die Errichtung von Erdsonden für Wärmepumpen und Bewässerungsbrunnen sind ausgeschlossen.

2.11 Sozialer Wohnungsbau § 9 Abs. 1 Nr. 7 BauGB

Auf den ausgewiesenen Flächen (ant. soz. W.) sollen nach der 25 %-Klausel in diesen Bereichen vordringlich

Sozialbauwohnungen errichtet werden.

Es kann auch auf weiteren, nicht speziell ausgewiesenen, Flächen weiterer sozialer Wohnungsbau entstehen.

Die konkrete Ausgestaltung der Flächen für den sozialen Wohnungsbau wird in einem städtebaulichen Vertrag

geregelt.

2.12 Flächen für Photovoltaik  § 9 Abs. 1 Nr. 23 lit. b) BauGB

Bei der Errichtung von Gebäuden oder bestimmten sonstigen baulichen Anlagen ist die Erzeugung und Nutzung von

Strom aus Photovoltaik-Anlagen für die ausgewiesenen Grundstücke (rot umrandet) verbindlich vorgeschrieben.

Für Grundstücke kleiner 500 m² sind auf den Gebäuden oder sonstigen baulichen Anlagen Photovoltaik-Anlagen mit

mindestens 4 kWp Leistung zu installieren und zu betreiben und für Grundstücke größer 500 m² sind

Photovoltaik-Anlagen mit einer Leistung von mindestens 5 kWp zu installieren und zu betreiben.

Für das Grundstück mit dem Gemeinbedarf "Kita" ist bei der Errichtung des Gebäudes und sonstigen baulichen

Anlagen eine Photovoltaik-Anlage mit einer Leistung von mindestens 5 kWp zu installieren und zu betreiben.

3. Lärmschutz

Am nördlichen und nordwestlichen Rand des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes

Nr. V/16 sind Vorkehrungen zum Schutz vor Verkehrslärmimmissionen zu treffen (passiver Schallschutz). Es gelten die

folgenden Anforderungen an die schalltechnischen Eigenschaften der Gesamtkonstruktion der Außenbauteile von

Gebäuden (Wand, Dach, Fenster, Lüftung):

bei 50 km/h auf der Wilhelm-Holert-Straße:

Nördliche Hausseiten der ersten Baureihe mit Baufeldern für Einzelhäuser, Doppelhäuser und Hausgruppen entlang

der nördlichen Plangebietsgrenze sowie nördliche Hausseite des Baufeldes für ein Mehrfamilienhaus am Hohenhorner

Weg:

Lärmpegelbereich IV mit erf. R'w,res = 40 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen

Östliche und westliche Hausseiten der ersten Baureihe mit Baufeldern für Einzelhäuser, Doppelhäuser und

Hausgruppen entlang der nördlichen Plangebietsgrenze sowie westliche Hausseite des Baufeldes für ein

Mehrfamilienhaus am Hohenhorner Weg:

Lärmpegelbereich III mit erf. R'w,res = 35 dB für Aufenthaltsräume in Wohnungen

Das erforderliche resultierende Schalldämm-Maß erf. R'w,res bezieht sich auf die gesamte Außenfläche eines Raumes

einschließlich Dach. Der Nachweis der Anforderung ist in Abhängigkeit des Verhältnisses der gesamten Außenfläche

eines Raumes zu dessen Grundfläche sowie der Flächenanteile der Außenbauteile zu führen. Grundlage ist die als

Technische Baubestimmung bauaufsichtlich eingeführte DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau, Anforderungen und

Nachweise“ und Beiblatt 1 zu DIN 4109 „Schallschutz im Hochbau, Ausführungsbeispiele und Rechenverfahren“,

jeweils Ausgabe 1989, bzw. die entsprechenden Nachfolgenormen, die zum Zeitpunkt der Einreichung der

Bauantragsunterlagen bauaufsichtlich eingeführt sind.

Der erforderliche hygienische Luftwechsel in Schlaf- und Kinderzimmern ist in den festgesetzten Lärmpegelbereichen

durch schalldämmende Lüftungseinrichtungen oder andere - den allgemein anerkannten Regeln der Technik

entsprechende - Maßnahmen sicherzustellen, sofern die Grundrissanordnung keine Fensterbelüftung an den

vollständig von den Verkehrslärmquellen abgewandten Gebäudeseiten zulässt. Das Maß der schalldämmenden

Wirkung der Lüftungseinrichtungen ist auf die festgesetzten Lärmpegelbereiche abzustellen und beim Nachweis der

resultierenden Schalldämmung zu berücksichtigen.

Der Nachweis der festgesetzten Schallschutzanforderungen ist im Rahmen der Objektplanung zu erbringen. Von den

Festsetzungen kann im Einzelfall abgewichen werden, wenn sich aus den für das konkrete Objekt berechneten

Lärmimmissionen nachweislich geringere Anforderungen an den Schallschutz ergeben.

4. Grünordnerische Belange, Pflanz- und Erhaltungsgebote (§ 9 (1) Nr. 25 BauGB),

Ausgleichsmaßnahmen (§ 1a (3) BauGB)

(Hinweis: Großbuchstaben A, B, C,…siehe GOF, Anlage Erläuterung Einzelmaßnahmen)

Grünflächen (gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Grünfläche, privat ( A )

Die Grünflächen sind frei von Versiegelung zu halten und dauerhaft zu begrünen.

Grünfläche, privat ( B )

Die Grünflächen sind frei von Versiegelung zu halten, dauerhaft zu begrünen und extensiv zu unterhalten.

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20

BauGB)

Bauzeitenregelung für Knicks

Für die Herstellung von (genehmigten) Knickdurchbrüchen gilt folgende Bauzeitenregelung: Auf den Stock setzen des

Knicks bis 01.März, Entnahme des Knickwalls Ende April, nach dem Winterschlaf der Haselmäuse.

Allgemeine Bauzeitenregelung

Keine Rodung von Gehölzen und kein Beginn der Baufeldfreimachung in der Brutzeit (01. März bis 30. September -

allgemein gültige Regelung gemäß § 39 BNatSchG).

Insektenfreundliche Beleuchtung

Um die Lockwirkung auf Insekten zu minimieren, sind Planflächenstrahler zu verwenden, die das Licht nach unten

konzentrieren und wenig Streuwirkung erzeugen. Die Lichtquellen sind möglichst niedrig anzubringen.

Anlage von Knickschutzstreifen ( C )

Entlang der vorhandenen und der neu zu erstellenden Knicks ist zu den Baugrundstücken ein mind. 3 bzw. 5 m breiter

Knickschutzstreifen anzulegen und zu entwickeln. Hierzu ist mit Regiosaatgut nach Maßgabe des Grünordnerischen

Fachbeitrages einzusäen.

Die Knickschutzstreifen sind nur extensiv zu unterhalten. Wünschenswert ist eine jährliche Mahd zum Ende der

Vegetationsperiode im September (mit Entnahme des Mähgutes). Im Knickschutzstreifen sind "gärtnerische"

Nutzungen sowie Versiegelungen nicht gestattet. Dazu zählen auch die Ablagerung von Rasenschnitt, Kompost oder

sonstigen Gartenabfällen sowie die Pflanzung von Ziergehölzen oder -stauden. Die Errichtung baulicher Anlagen

jeglicher Art ist innerhalb der Knickschutzstreifen unzulässig.

Die zu erhaltenden Knicks sowie die beidseitigen Flächen für die Entwicklung von Schutzstreifen verbleiben im

Eigentum der Gemeinde und werden nicht den künftigen privaten Baugrundstücken zugeschlagen.

Knickschutzstreifen sind einzuzäunen.

Schonender Umgang mit dem Boden

Während der Bauphase ist darauf zu achten, die Verdichtung des Bodens durch Baufahrzeuge möglichst gering zu

halten. Nach Beendigung der Bauarbeiten ist die Luft- und Wasserdurchlässigkeit des anstehenden Bodens wieder

herzustellen. Bei den Erdarbeiten ist darauf zu achten, dass der Bodenaushub nach Schichten getrennt gelagert und

anschließend wieder fachgerecht eingebaut wird. Die DIN 18915 (Vegetationstechnik im Landschaftsbau -

Bodenarbeiten) ist zu berücksichtigen.

Zwischenlagerung und ortsnahe Wiederverwertung des anfallenden Oberbodens

Oberboden ist abseits vom Baubetrieb geordnet zu lagern. Bodenmieten sollen nicht befahren werden. Bei Lagerung

von mehr als 3 Monaten während der Vegetationszeit ist eine Zwischenbegrünung zum Schutz gegen unerwünschte

Vegetation und Erosion vorzunehmen. Die Ansaat ist nach DIN 18917 durchzuführen. Durch die Bearbeitung darf der

Oberboden nicht verdichtet oder verschmiert werden. Entsprechend sind bei anhaltend starkem Regen oder bei

nassem Boden keine Oberbodenarbeiten durch zu führen. Überschüssiger, vegetationsfähiger Oberboden ist als

wertvolles Naturgut zu erhalten und wieder zu verwenden.

Schutz von Bäumen und Vegetationsbeständen bei Baumaßnahmen

Werden Baumaßnahmen durchgeführt, sind die vorhandenen Gehölzbestände ausreichend vor Beeinträchtigungen zu

schützen. Sollten entsprechende Vorhaben im Nahbereich von Bäumen vorgesehen sein, ist die DIN 18920 (Schutz

von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen) bestmöglich einzuhalten. Zur

Verminderung von Schäden sind Vegetationsflächen mit einem mind. 2 m hohen, ortsfesten Zaun zu umgeben, der den

Kronentraufbereich zzgl. 1,5 m umfasst.

Aufschüttungen und Abgrabungen im Bereich der Kronentraufe der Bäume sind unzulässig.

Teilversiegelte Ausführung von Wegeflächen und Stellplätzen

Um die Beeinträchtigungen für das Schutzgut Boden so gering wie möglich zu halten, ist die Versiegelung auf das

geringste erforderliche Maß zu beschränken. Die Stellplätze, Zuwegungen und sonstige Nebenanlagen sollen daher

möglichst in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau ausgeführt werden. Empfohlen werden Dränfugenpflaster,

wassergebundene Flächen, Kopfsteinpflaster, Schotterrasen, Rasengittersteine oder z. B. großfugiges Pflaster mit

Abstandhaltern.

Regenwassermanagement auf Privatflächen

Das auf den privaten Grundstücksflächen anfallende Oberflächenwasser ist auf den eigenen Grundstücken zu

versickern (ggf. sind konstruktive Maßnahmen / Sicherungsvorkehrungen am Haus einzuplanen) oder in der eigenen

Brauchwasseranlage zu speichern.

Sollte vom Grundstückseigentümer qualifiziert nachgewiesen werden, dass aufgrund des anstehenden Bodens eine

Versickerung nicht möglich ist, kann ein Notüberlauf an die öffentliche Kanalisation hergestellt werden. Die

Notüberlaufmenge ist mit der Genehmigungsbehörde abzustimmen, da diese von der Versickerungsfähigkeit des

jeweiligen Grundstückes abhängt.

Regenwassermanagement für die Verkehrsflächen

Das Oberflächenwasser der Verkehrsflächen ist im straßenbegleitenden Muldensystem zur Versickerung zu bringen.

Schottergärten

Entsprechend dem § 8 der Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO S-H) sind die nicht überbauten Flächen der

bebauten Grundstücke - mit Ausnahme der nach § 19 LBO zugelassenen Nebenanlagen wie Garagen, Stellplätze und

Zufahrten - als Grünflächen naturnah und wasseraufnahmefähig anzulegen, zu bepflanzen oder naturnah zu belassen

und zu unterhalten.

Das Anlegen von sogenannten "Schottergärten" bei dem i. A. mittels einer Folie oder einem Vlies der Untergrund

versiegelt und mit groben Kies oder Steinen (Schotter) aufgefüllt wird, ist verboten.

Bindungen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a BauGB)

Pflanzgebot für Bäume ( D )

Bei der Anpflanzung von Bäumen sind nur heimische Laubbäume als Hochstämme zu verwenden und dauerhaft zu

erhalten. Die neu zu pflanzenden Bäume sind in der Anwuchsphase mit einem stabilen 3-Bock zu sichern und

dauerhaft zu erhalten. Zu verwenden ist die folgende Mindestqualität:

Hochstamm, 3 x verpflanzt, Container, Stammumfang 14-16 cm (H., 3xv., Co., Stu. 14-16).

Vorschläge für die zu verwendenden Arten sind dem Grünordnerischen Fachbeitrag zu entnehmen.

Der durchwurzelbare Raum sollte eine Grundfläche von 16 m² und eine Tiefe von mindestens 0,8 m haben.

Im Falle eines Abgangs ist gleichwertiger Ersatz zu schaffen.

Pflanzgebot für 1-, 2- und 3-reihige Strauchpflanzungen ( F )

An den dafür vorgesehenen Stellen des Plangebietes sind 1-, 2- oder 3-reihige Strauchpflanzungen vorzunehmen. Es

sind Abstände von 1,5 in und 0,8 m zwischen den Reihen vorzusehen, wobei die Gehölze versetzt zu pflanzen sind.

Für die Strauchpflanzungen sind Arten, Mengenanteile und Mindestqualitäten nach Maßgabe des Grünordnerischen

Fachbeitrags zu verwenden.

Für Dachbegrünungen sind die Dächer der Baukörper dauerhaft mit einem mind. 8 cm starken durchwurzelbaren

Substrataufbau zu versehen und zu begrünen.

Neuanlage von Knicks ( G )

An den dafür vorgesehen Stellen sind Knicks neu anzulegen und zu bepflanzen. Der Knickwall soll eine Fußbreite von

3 m sowie eine Höhe von 1,0 m haben. Die Wallkrone soll eine Breite von 1,5 m aufweisen und ist als Pflanzmulde zu

profilieren. Es sind nur heimische Laubgehölzarten zu verwenden. Die Knickpflanzung ist zweireihig anzulegen mit

Abständen von 0,75 m in und zwischen den Reihen. Zum Schutz der jungen Gehölze sind ggf. Wildschutzmaßnahmen

(z. B. Wildschutzzaun) vorzunehmen. Die Knicks sind dauerhaft zu erhalten, die für Knicks üblichen Pflege- und

Unterhaltungsmaßnahmen (auf den Stock setzen) sind etwa alle 10-15 Jahre durchzuführen.

Zu verwenden sind Arten, Qualitäten und Mengenanteile nach Maßgabe des Grünordnerischen Fachbeitrags.

Anlage einer Streuobstwiese ( H )

An der dafür vorgesehenen Stelle ist eine Streuobstwiese aus mindestens 19 Obstbäumen mit der Mindestqualität

Hochstamm, 3 x verpflanzt, mit Drahtballierung, Stammumfang 12-14 cm (H., 3xv., m.Db., Stu. 12-14) anzulegen.

Geeignete Sorten sind u. a.:

Bisterfelder Renette, Gravensteiner, Rote Sternrenette, Roter Berlepsch, Roter Boskoop, Winterglockenapfel und

Zuccamagglio Renette.

Die Obstbäume sind dauerhaft gegen Wildverbiß zu schützen (z. B. Wildschutzklappmanschette). Eine punktuelle

Düngung der Obstbäume mit natürlichen Düngestoffen wie z. B. Kompost oder Mist ist zulässig.

Empfehlungen zur Pflege / Unterhaltung der Obstbäume sind dem Grünordnerischen Fachbeitrag zu entnehmen.

Die Fläche selbst ist mit Regiosaatgut nach Maßgabe des Grünordnerischen Fachbeitrages einzusäen und max.

2-schürig (max. 2 Mahdtermine / Vegetationsperiode) zu unterhalten.

Im Falle eines Abgangs der Obstbäume ist gleichwertiger Ersatz zu schaffen.

Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§

9 Abs. 1 Nr. 25 b BauGB)

Erhaltungsgebot für Knicks ( K )

Die vorhandenen Knicks sind dauerhaft zu erhalten sowie in der für Knicks üblichen Weise zu pflegen und zu

unterhalten. Die Knicks sollen etwa alle 10-15 Jahre auf den Stock gesetzt werden. Im Abstand von 30-50 m sollen

mittel- bis langfristig Überhälter gezielt gefördert und erhalten werden. Im Falle eines natürlichen

Abgangs bzw. einer gezielten Rücknahme einzelner Überhälter ist frühzeitig für Ersatz-Überhälter zu sorgen. Eine

"gärtnerische" Nutzung des Knicks ist verboten. Hierzu zählt auch die Ablagerung von Kompost,

Rasenschnitt oder sonstigen Gartenabfällen sowie die Pflanzung von Ziergehölzen oder -stauden. Während der

Bauphase ist ein ausreichender Schutz der Knicks z. B. durch Abzäunung zu gewährleisten.

Erhaltungsgebot für Einzelbäume

Die festgesetzten Einzelbäume sind dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang ist gleichartiger und gleichwertiger Ersatz in der

Mindestqualität H., 3xv., 14 - 16 zu pflanzen.
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Hinweise

Archäologische Bodenfunde, sonstiges archäologisches Denkmal

Das Archäologische Landesamt SH hat den gemäß archäologischer Landesaufnahme erfassten Grabhügel LA1

vorabuntersucht. Mit Schreiben vom 23.01.2018 hat das Archäologische Landesamt SH die Fläche zur künftigen

Bebauung freigegeben.
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Flächen für Photovoltaik-Anlagen (siehe 2.12 im Text: Teil B)
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